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Gesetz über die 
Gesundheit wird 
aktualisiert 
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Franzõsisch-Pflicht wanl<t 
FRAUENFELD. Der Regierungsrat 
will das kantonale Gesundheits­
gesetz erneuern und hat dem 
Grossen Rat die Botschaft für 
eine Totalrevision des Gesetzes 
aus dem Jahr 1987 zugehen las­
sen. Seither habe das Gesund­
heitswesen viele Ãnderungen 
erfahren, stellt der Regierungs­
rat in seiner gestrigen Medien­
rnitteilung fest. Mit der Total­
revision soll das Gesundheits­
gesetz aktuellen Anforderungen 
angepasst werden. Insbesondere 
sollen die Aufgaben zwischen 
Kanton und Gemeinden ver­
vollstandigt und Zustãndig­
keiten bereinigt werden. Anpas­
sungen werden auch bei Berufs­
ausübungsbewilligungen, den 
Rechten und Pflichten der Pa­
tientenschaft, der Gesundheits­
vorsorge, den Massnahmen in 
ausserordentlichen Lagen und 
im Bestattungswesen ange­
strebt. (sda!red.) 

Gesetz über die 
Tertiarbildung 
wird angepasst 
FRAUENFELD. Das Tertiãrbil­
dungsgesetz enthãlt Bestim­
mungen zu d en Ho eh- un d F a eh­
schulen im Allgemeinen und = Pãdagogischen Hochschule 
Thurgau (PHTG) im Speziellen. 
Im Zentrum der Anpassungen 
dieses Gesetzes stehen Verãn­
derungen in der Lehrerbil­
dung. Berücksichtigt werden ins­
besondere di e neuen Anerken­
nungsreglemente der Schweize­
rischen Konferenz der kantona­
len Erziehungsdirektoren. Wie 
der Regierungsrat gestern rnit­
teilte, unterbreitet er dem Gros­
sen Rat eine entsprechende Vor­
lage. (red.) 

Anzeige 

Jetzt Harass 
ein Geschenk 

Sie erhalten jetzt zu jedem Harass 
vergorener Sãfte (Saft vom Fass oder 
Móhl Saft kiar) ei n praktisches Brot­
kõrbchen aus Naturgeflecht. Nutzen 
Si e dieses Angebot und fragen Sie lhren 
Getrankehãndler nach d er Mai-Aktion. 

Tradition seit 1895 

Eltern überforderter Schüler sollen ihre Kinder vom Primarschulfranzosisch befreien dürfen. 
Das schlãgt der Regierungsrat vor, hãlt aber sonst am Franzosisch ab der fünften Klasse fest. 
SEBASTIAN KELLER 

FRAUENFELD. Thurgauer Primar­
schüler sollen weiterhin Franzõ­
sisch und Englisch lernen. Der 
Regierungsrat lehnt d en Vorstoss 
«Franzõsisch erst auf der Sekun­
darstufe>> ab. In der Antwort auf 
den Vorstoss schlãgt er aber vor, 
wie er überforderte Schüler ent­
lasten will: rnit einer Abwahl­
mõglichkeit. <<Dabei sollen die 
Eltern di e Mõglichkeit ha ben, für 
ihr Kind unter gewissen Bedin­
gungen die Abwahl von Franzõ­
sisch auf d er Primarschule zu er­
klãren>>, schreibt die Regierung. 
Die Abwahlmõglichkeit richte 
sich explizit an die Minderheit 
der klar überforderten Schüler. 
Diese sollen erst ab der Sekun­
darstufe rnit Konjugieren franzõ­
sischer Verben beginnen. 

Eine zeitliche Vorstellung hat 
die Regierung bereits: Die Ab­
wahlmõglichkeit soll bis spãtes­
tens rnit dem Lehrplan 21 einge­
fiihrt werden- also wahrschein­
lich auf das Schuljahr 2017/2018. 

<<lnteressanter Vorschlag>> 

<<Eine Abwahlmõglichkeit fin­
de ich einen interessanten Vor­
schlag>>, sagt Kantonsrat Urs 
Schrepfer (SVP, Busswil). Er ist 
Miturheber der Motion, die den 
Franzõsischunterricht an der 
Primarschule abschaffen will. 
Diesen haben 62 Kantonsratin­
nen und Kantonsrate unter­
zeichnet. Von <<gewissen Bedin­
gungen>> hãlt Schrepfer aber 
nichts. Er fordert, dass die Eltern 
entscheiden sollen, ob ihr Kind 
das Primarschulfranzõsisch be­
suchen muss oder nicht. <<Wenn, 
dann richtig>>, betont Schrepfer. 
Gar nichts von einer Abwahl-

Bild: Reto Martin 

!m Kanton Thurgau lernen Schüler ab d er fünften Klasse, wie Pra­
positionen in d er franzõsischen Sprache funktionieren. 

mõglichkeit hãlt Anne Varenne. 
Sie prasidiert Bildung Thurgau, 
die Berufsorganisation der Leh­
rerinnen un d Lehrer des Kantons 
Thurgau. <<Darnit wird das Pro­
blem nicht gelõst.>> Und dieses 

sei, dass die Fãcher Deutsch und 
das bildnerische, textile und 
technische Gestalten in der Mit­
telstufe zu kurz kãmen - wegen 
der Fremdsprachen. Die Dele­
gierten von Bildung Thurgau 

hatten im Oktober 2013 einen 
entsprechenden Antrag deutlich 
genehrnigt. Darin forderten sie, 
dass nur eine Fremdsprache -
Franzõsisch oder Englisch - in 
der Primarschule zu unterrich­
ten sei. Dabei sei zu gewãhrleis­
ten, dass am Ende der Schulzeit 
die Kompetenzen in beiden 
Fremdsprachen gleich zu blei­
ben haben wie heute. 

Fragliche Mitsprache 

SVP-Kantonsrat Urs Schrepfer 
will am Vorstoss vorderhand 
festhalten. <<Bevor nicht klar ist, 
wie der Regierungsrat die Bedin­
gungen ausgestalten will.>> Die 
Behandlung im Grossen Rat 
steht noch aus. Eine Diskussion 
dazu dürfte es geben. Aber, ob 
di e Kantonsrãtinnen un d Kan­
tonsrate auch wirklich bestim­
men kõnnen, ist fraglich: In der 
Antwort schreibt der Regie­
rungsrat, dass rnit einer Motion 
gar kein Einfluss auf das Spra­
chenkonzept genommen wer­
den kõnne. Und in diesem ist ge­
regelt, wann rnit dem Unterricht 
welcher Sprache begonnen wird. 

Weitere Optionen diskutieren 

Neben der Abwahl befasst 
sich eine Arbeitsgruppe rnit wei­
teren alternativen Unterrichts­
modellen für Franzõsisch. Ge­
mass Regierung werde eine Auf­
wertung ebenso diskutiert wie 
der Verzicht auf das Fach an der 
Primarschule. Die Diskussionen 
seien aber noch nicht abge­
schlossen. Diese Aussage ãrgert 
Urs Schrepfer. <<Sie haben noch 
gar nicht begonnen>>, sagt er, der 
selber in der Arbeitsgruppe = 
Überarbeitung des Thurgauer 
Sprachenkonzeptes sitzt. 

Starl<en Denlrmalschutz erhalten 
Die lnitianten einer Leistungsmotion fordern vom Kanton Thurgau, die lnventarisierung alter Gebaude 
einzudammen. Dadurch konnten Kosten eingespart werden. Davon halt der Regierungsrat aber nicht viel. 

STEFAN ETTER 

FRAUENFELD. Die Regierung will 
den Leistungsauftrag des kanto­
nalen Amts für Denkmalpflege 
nicht einschrãnken. Dies 
schreibt sie in der Stellungnah­
me auf die Leistungsmotion der 
Kantonsrate David Zimmer­
mann (SVP, Braunau) und Hans 
Munz (FDP, Arnriswil). <<Das war 
zu erwarten>>, sagt Zimmer­
mann. <<Der Thurgau mõchte 
beim Denkmalschutz eine Vor­
reiterrolle einnehmen.>> Nur im 
Kanton Bern würden ãhnlich 
strenge Regeln herrschen. 

<<Bürokratie nimmt überhand» 

Der Braunauer Gemeindeam­
mann forderte zusammen rnit 

Hans Munz sowie 68 Mitunter­
zeichnenden, die Inventararbei­
ten bei der Denkmalpflege auf 
eine rninimale Nachfiihrung be­
stehender Inventare zu be­
schrãnken. Dies würde erheb­
liche Geldsurnmen einsparen. 

Seit im Jahr 2000 alle alten 
Bauten und Ortsbilder erfasst 
wurden, sei die zentrale Aufgabe 
der Denkmalpflege erfiillt. Be­
stehende Inventare würden aber 
stãndig überarbeitet und neu er­
stellt. <<Die Bürokratie nimmt 
teilweise überhand>>, sagt Zim­
mermann. Denn wenn die Ge­
meinden ihre überbauungsplã­
ne ni eh t überprüfen lassen, kann 
auch nicht gebaut werden. Viele 
Gemeinden würden diese <<auf­
erlegten>> Massnahmen der 

Schutzplanung ablehnen. <<Die 
Regierung würde am liebsten 
den ganzen Kanton schützen>>, 
sagt Zimmermann. 

<<Schatz des Wissens» bewahren 

Dem widerspricht der Regie­
rungsrat in seiner Stellungnah­
me. Seit 2000 würden nur noch 
Inventare angepasst, die in den 
80er- und 90er-Jahren erstellt 
wurden und 20- bis 30jãhrige 
Gebaude betreffen. Zudem revi­
diere das Amt für Denkmalpflege 
nur die Gemeinden, die grosse 
Gebiete überbaut haben oder 
dies ausdrücklich wünschen, 
weil sie neue Planungsgrundla­
gen benõtigen. Seit 2010 würden 
jãhrlich im Schnitt nur noch 
etwa 500 Bauten revidiert - 2009 

seien es noch 1500 gewesen. Zu­
dem würden seit 2012 die Mit­
arbeiter des Bereiches Gebãude­
inventar vermehrt dafür einge­
setzt, die Gemeinden im Zusam­
menhang rnit Schutzplanungen 
zu beraten. Dadurch seien die 
Kosten für das Gebaudeinventar 
von rund 340 000 auf etwa 
200 000 Franken gesunken. D er 
Vergleich rnit anderen Kantonen 
verdeutliche auch, dass die er­
arbeiteten Inventare als <<Schatz 
des Wissens>> bewahrt und ge­
pflegt werden müssten. 

<<I eh werde rnich nun rnit Hans 
Munz und den anderen Unter­
zeichnenden besprechen und 
die Reaktionen der Grossrats­
fraktionen abwarten>>, sagt David 
Zimmermann. 
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RESTZUCKER 
Arger mit 
den Klostern 

ie Reformation hat j a 
durchaus ihre Vorteile 
gehabt. Seither kann 

der Mensch das Geld, das er 
früher für Ablass ausgeben 
musste, anderweitig verwenden. 
Er kann darnit zum Beispiel Kir­
chensteuern bezahlen. Er kann 
es aber auch bleiben lassen, so­
fern er eine natürliche und 
keine juristische Person ist. 

Bei allem Segen hat die 
Reformation aber auch Fluch 
gebracht. Di e Trennung von 
Kirche und Staat wurde aufge­
hoben, sprich, die Klõsterwur­
den vom Staat beschlagnahmt, 
oder es wurden in ihnen Insti­
tutionen gegründet, die vom 
Staat beaufsichtigt werden müs­
sen. Un d seither haben wir 
nichts als Ãrger rnit ihnen. 

Fischingen, Münsterlingen, 
Ittingen: Alle Thurgauer Pro­
blemfãlle haben rnit einem 
Kloster zu tun. Jüngstes Bei­
spiel: Diese Woche musste 
Regierungsrat Claudius Graf­
Schelling beichten, der Kanton 
Thurgau habe seine Aufsichts­
pflicht im Heim St. Iddazell (im 
Kloster Fischingen) vernachlas­
sigt. 

Vielleicht ist es ein System­
fehler: Schwierige Fãlle bringt 
man im Thurgau in ehemaligen 
Klõstern unter. Die Komturei 
To bel war wahrend Jahrzehnten 
ein Zuchthaus. Dann wurde sie 
zurn Objekt der Fehlplanungen. 
Wie viele Jahre einer sitzen 
müsste, der so viel Geld geklaut 
hat, wie in der Komturei schon 
verlocht worden ist, weiss nie­
mand. 

Früher war es j a so, dass ein 
Vater seinen bravsten Sohn in 
ein Kloster schickte. Heute 
sclllékt mancher Thurgauer 
Vater seinen ungezogensten 
Sohn ins ehemalige Kloster 
Kreuzlingen. Dort wird er zurn 
Lehrer gemacht. 

Z ur Ehrrettung d er Karta us e 
Ittingen muss man sagen: Hier 
sind nicht die Bewohner das 
Problem. 

David Angst 
david.angst ® thurgauerzeitung.ch 

Zur Betreuung von 
Brustkrebspatientinnen 
WEINFELDEN. Am nãchsten 
Dienstag findet urn 20 Uhr im 
Kongresszentrum Thurgauerhof 
in Weinfelden eine õffentliche 
Information zum Thema <<Be­
handlung und Betreuung von 
Brustkrebspatientinnen>> statt. 
Es referieren: Christian Taverna, 
Leitender Arzt Onkologie Müns­
terlingen, Mathias Fehr, Chefarzt 
Frauenklinik Frauenfeld, Doris 
Minger, Psychoonkologische Be­
raterin, und Susanne Anderegg, 
Allgemeine Medizin FMH. (red.) 


